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Gemeinsam sind 
wir stärker

Das Jahr 2009 geht zu
Ende. DIE LINKE ist in
diesem Jahr stärker ge-

worden. Durch neue Mitstreite-
rinnen und Mitstreiter, bei den
Bundestagswahlen, bei vielen
Aktionen. Das sind gute Voraus-
setzungen für 2010. Schwarz-
Gelb konnte zwar im Bundestag
eine Mehrheit erreichen, in der
Bevölkerung hat sie diese
Mehrheit nicht. DIE LINKE wird
verstärkt mobilisieren: gegen
die Abwälzung der Krisenlasten
auf die Bevölkerung, gegen den
Kriegseinsatz der Bundeswehr
in Afghanistan und gegen die
Nazis, die in Krisenzeiten 
Morgenluft wittern. Um Erfolg
zu haben muss DIE LINKE 
stärker werden. Deshalb der
Appell und die Einladung für
2010: Mach’ mit in der Partei
DIE LINKE. 

Im Bundesfinanzministe-
rium liegt eine Giftliste in
der Schublade, die jetzt
heraus geholt wird.

Das will Schwarz-Gelb künftig
unter anderem streichen:
Steuerbefreiung der Zu-

schläge für Sonntags-, Feiertags-
und Nachtarbeit, die ermäßigte Um-
satzsteuer auf Bücher oder Zeit-
schriften sowie die Arbeitnehmer-
sparzulage.   

Erstellt wurde die Liste, wie das
Magazin „Der Spiegel“ meldet,  von
Experten des Finanzwissenschaftli-
chen Forschungsinstituts aus Köln,
des Mannheimer Zentrums für Eu-
ropäische Wirtschaftsforschung und
des dänischen Beratungsunterneh-
mens Copenhagen Economics.

Außerdem soll das Mietrecht ge-
ändert werden. Vermieter sollen be-
günstigt werden: bei Kündigungs -
fristen und bei der „Duldung von
Modernisierungen“.
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Merkel und zu Guttenberg führen Krieg in Afghanistan.
Aber 69 Prozent der Bundesbürger sind dafür, dass die
Bundeswehr „möglichst schnell aus Afghanistan abzie-
hen“ soll. Siehe ARD-Deutschlandtrend vom 3. Dezem-
ber. Auch in Neukölln ist die überwältigende Mehrheit
gegen die Verlängerung des Bundeswehreinsatzes. Die
Friedensbewegung hatte gefragt. Lesen Sie auf Seite 6

Giftliste!

DIE LINKE. Neukölln: Freitag, 18. Dezember, ab 20 Uhr im Lagari,
Pflügerstraße Ecke Nansenstraße (Nahe U-Bahnhof Hermannplatz)

mit Nightliner Project, Sherz, Lee Viajero, The Edgy Drifters,
Alemannhungry

Bezirksverband Neukölln

LINKES INFORMATIONS- UND DISKUSSIONSBLATT . AUSGABE 10/2009 - DEZEMBER

Bundeswehr
abziehen statt

aufstocken
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Modellprojekt „Deutsch-Garantie“
in Neukölln?
Jubiläum: 666. Sitzung der Bezirksverordneten seit 1946

Die letzte BVV in diesem
Jahr, am 2. Dezember, war
die 666. Sitzung seit der
ersten Einberufung im
Jahr 1946. Eigentlich ein
Grund zum Feiern, aber
das gab die lange Tages-
ordnung nicht her.

Es standen viele Punkte zur De-
batte, vom Urteil zu den Was-
serbetrieben, der Stand und

die Schwierigkeiten bei der Schwei-
negrippenimpfung, bis hin zur Task
Force Okerstraße. Die kompletten
Unterlagen einschließlich der
schriftlichen Antworten sind in der
Geschäftsstelle der LINKEN am Ri-
chardplatz 16 einsehbar.

Zur Großen Anfrage der CDU zum
Modellprojekt „Deutsch-Garantie“
brach eine ziemlich heftige Debatte
los. Die CDU schlug vor, in Neu-
kölln, ähnlich wie im Wedding, in
den Grundschulen eine Extraklasse
einzurichten für die Kinder, die zu
Schulbeginn schon sehr gut

Deutsch sprechen. Die Gefahr der
Ausgrenzung von Migrantenkinder
sähen sie nicht, sondern eine
Chance für deutsche Kinder, die in
Neukölln stark in der Minderheit
seien. Vielleicht würden dann nicht
mehr so viele Deutsche wegziehen,
oder entdeckten den Bezirk als Ni-
sche in Berlin neu.

Das erregte nicht nur die Gemü-
ter der in der BVV vertretenen Ver-
ordneten mit Migrationshinter- 
grund, auch Bildungsstadtrat Wolf-
gang Schimmang (SPD) war ent-

setzt über die Art und Weise der von
der CDU initiierten Diskussion. Er
zählte viele Beispiele auf, wie die
Kinder nicht nur in der Schule, son-
dern auch in der Musikschule, in
Theaterprojekten, Sportvereinen
und bei vielen anderen Gelegenhei-
ten miteinander umgehen und kom-
munizieren und zwar auf Deutsch.
Eine Aussonderung in der Grund-
schule würde dieses unbeschwerte
Miteinander empfindlich stören. Ziel
müsse es sein, dass alle Kinder,
gleich welcher Herkunft, in der Kita
die sprachlichen und motorischen
Voraussetzungen für die Einschu-
lung erhalten. Auch Gülaysan Ka-
raaslan, Verordnete der LINKEN,
warf der CDU vor, Integration einzu-
fordern, aber durch die Hintertür
Segregation zu meinen.

Der zur Großen Anfrage gehö-
rende Antrag wurde in den Aus-
schuss Bildung/Schule/Kultur
überwiesen.

Sylvia Stelz, 
Vorsitzende  der Fraktion DIE LINKE

in  der BVV Neukölln 

Die kostenlose Hartz-IV-
Beratung in den 
Räumen der LINKEN 
am Richardplatz 16 
wird bis auf Weiteres nach
persönlicher 
Vereinbarung angeboten. 
Kontakt über: 
Franziska Lorenz-Hoffmann, 
Telefon: 030-53084626, 
E-Mail: 
franziska.lorenz-hoffmann
@die-linke-neukoelln.de

Aus dem

Neuköllner

Rathaus

Vignette: Franz Zauleck

Elterngeld auch für 
ausländische Eltern – 
jetzt!

„Das Bundessozialgericht
hält den Ausschluss ausländi-
scher Eltern vom alten Erzie-
hungsgeld zu Recht für ver -
fassungswidrig. Da die Vorschrif-
ten nun für das neue Elterngeld wei-
ter gelten, ist es höchste Zeit für
eine Korrektur". Das erklärte am 3.
Dezember die migrations- und inte-
grationspolitische Sprecherin der
Bundestagsfraktion DIE LINKE,
Sevim Dagdelen, nach der Vorlage-
entscheidung des Bundessozialge-
richts an das Bundesverfas-
sungsgericht zum Ausschluss von
ausländischen Eltern vom Bezug
von Familienleistungen.

An der Grenzallee endet die Stadtautobahn A100, für die Fortsetzung nach Treptow wurde die Bremse gezogen.

Die Verlängerung des 
Südringes von Neukölln
nach Treptow hätte mit
420 Millionen Euro Bau-
kosten zum teuersten
Straßenabschnitt Deutsch-
lands werden sollen. 

Beim Senat sind 2.500 Einwen-
dungen gegen den Weiterbau
eingegangen. Er musste sich

in den letzten Novemberwochen öf-
fentlich damit beschäftigen.

Kritik gab es wegen der hohen
Kosten und dem zweifelhaften Nut-
zen einer Umlenkung des Verkehrs
auf eine zusätzliche Trasse. In Berlin
ist nämlich der Autoverkehr in den
letzten zehn Jahren zurückgegan-
gen. Besonders stark war der Pro-
test im benachbarten Treptow, das
vom Bau als nächstes betroffen
wäre. Dort wehrt man sich gegen
den Abriss von Mietshäusern, die
Aufgabe ganzer Kleingartenkolonien
sowie gegen drohende Baumfällun-
gen am Treptower Park.

Längst hat das Projekt mehr Geg-
ner als Befürworter. Auch die Basis
der Berliner SPD und DIE LINKE ins-
gesamt haben dazugelernt, denn
die A 100 war einmal Bestandteil
des Koalitionsvertrages. Die
„Bremse gezogen“ wurde laut Jutta
Matuschek (DIE LINKE) durch die
Sperrung der Planungskosten im
Haushalt 2010/11. Damit läuft zu-
nächst gar nichts mehr.

Weiterbau der A 100 auf Eis gelegt
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Nun muß die SPD noch ihre ei-
gene Senatorin für Stadtentwick-
lung und Autobahnbefürworterin
Ingeborg Junge-Reyer stoppen.

Neuköllnern stellt sich im Nach-
hinein die Frage: Hätten wir uns
stärker gegen den im Bezirk fast ab-
geschlossenen Autobahnbau weh-
ren müssen? Damals wurde ein Teil
der Wederstraße abgerissen. Erhal-
ten bleibt jedenfalls die Aufgabe,

den an „unserem“ Ende der Trasse
in die Grenzallee einmündenden
Verkehr verträglich abfließen zu las-
sen. Bei der Suche nach einer prak-
tikabelen Lösung mag uns Norbert
Rheinlaender - ein legendärer Strei-
ter gegen den Berliner Autobahn-
ausbau und selbst Planer – mit
neuen Konzepten beistehen.

Marlis Fuhrmann
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Am 13. Februar 2009 protestierten mehr als 10.000 Demonstranten in Dresden gegen den Naziaufmarsch. Der Naziaufmarsch in Dres-
den ist ernst zu nehmen.
Mit ihren nationalistischen

Parolen gegen Fremde, vor allem
gegen Muslime, versuchen sie in
der Wirtschaftskrise Stärke und po-
litischen sowie gesellschaftlichen
Einfluss zu gewinnen. Sie fühlen sie
ermutigt davon, dass am 13. Feb-
ruar dieses Jahres 7.000 Nazis,
ebenfalls unter dem Vorwand des
Gedenkens an die Opfer des Bom-
benangriffs von 1945, ungehindert
durch Dresdens Innenstadt mar-
schieren konnten. Obwohl mehr als
10.000 Demokraten gegen den Na-
ziaufmarsch protestierten. Das war
der bisherige Höhepunkt des Ver-
suchs, Dresden zur Nazi-Pilgerstätte
zu machen. 
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DIE LINKE fordert Banken-Verstaatlichung
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Mythos Dresden
Es gibt einen „Mythos Dresden“,

den die Nazis 2010 für ihre Mobili-
sierung nutzen wollen. Er stammt
von Nazi-Propagandachef Goebbels
persönlich, der schon in den Tagen
nach dem Bombenangriff von
300.000 Toten gesprochen hatte.
Goebbels wollte damit die Kriegs-
verbrechen Nazideutschlands rela-
tivieren und die „Volksgemein -
schaft“ für die Fortsetzung des Krie-
ges gewinnen.  

Die von der Nazipropaganda über
die Opfer des Bombenangriffs auf
Dresden veröffentlichten Zahlen

stimmten nicht. Aber auch mit den
offiziell bestätigten 25.000 Toten
und der totalen Zerstörung der In-
nenstadt zu einem Zeitpunkt, da der
Krieg schon ent schieden war, bleibt
der Angriff ein Kriegsverbrechen und
eine Mahnung für die Menschheit.
Ein neuer Krieg zwischen hochge-
rüsteten Industriestaaten brächte
Tod und Verderben über uns. Des-
halb ist ein konsequenter Antimili-
tarismus ein angemessener Aus-
druck eines linken Gedenkens an
die Bombennacht vom 13. Februar
1945: Nie wieder Krieg, nie wieder
Faschismus.

Proteste  unterstützen
DIE LINKE.Berlin wird mit dazu

beitragen, den Naziaufmarsch in
Dresden am 13. Februar 2010 zu
stoppen. Sie ruft alle Mitglieder und
SympathisantInnen der LINKEN auf,
sich an der Mobilisierung zu den
Protesten gegen den Naziauf-
marsch am 13. Februar 2010 in
Dresden zu beteiligen. Gemeinsam
mit Bündnispartnern wird DIE
LINKE. Berlin Fahrtmöglichkeiten
nach Dresden organisieren.  Wer
dabei sein will, die Nazis zu stop-
pen, kann sich bei der LINKEN in
Neukölln melden.

Kampf um die Straße, um
die Köpfe und die Parla-
mente, das ist erklärtes
Ziel der NPD. Nach ihrer
Bundestagswahlpleite
wollen die Nazis verstärkt
Präsenz auf der Straße
zeigen. Der Jahrestag der
Bombardierung Dresdens,
kurz vor dem Ende des
zweiten Weltkrieges im
Februar 1945, wird zum
Anlass genommen, hier
eine Kraftprobe zu unter-
nehmen. Dafür wird euro-
paweit in der rechtsextre-
mistischen Szene gewor-
ben. 

DIE LINKE im Bundestag
fordert die Überführung
des privaten Banken -
sektors in öffentliches  
Eigentum, um die Kredit-
klemme zu überwinden.

In einem Antrag wird die Bundes-
regierung aufgefordert, einen Ge-
setzentwurf vorzulegen, der das

Hausbankenprinzip der Kreditan-
stalt für Wiederaufbau (KfW) aus-
setzt. Damit soll die KfW in die Lage
versetzt werden, unmittelbar Kre-
dite zu annehmbaren Bedingungen
an Unternehmen vergeben zu kön-
nen und nicht nur wie bisher indi-

rekt über die Hausbanken von Un-
ternehmen. 

Außerdem soll die Bundesregie-
rung einen Gesetzentwurf vorlegen,
der die Überführung privater Ban-
ken in öffentliches Eigentum regelt.
Die Banken sollen dabei außerdem
auf das Gemeinwohl verpflichtet
werden. Nur dadurch könne sicher-
gestellt werden, dass Unternehmen
wieder Kredite erhalten würden.
Nach Ansicht der Linksfraktion sind
die privaten Banken „sowohl für die
Finanzkrise als auch für die aktuelle
Kreditklemme in besonderem Maße
verantwortlich“. Der Grund liege in
der übersteigerten Renditeorientie-
rung des privaten Bankensektors

und an der mangelnden Eigenkapi-
talbasis. Die Linksfraktion verweist
auf Schätzungen, nach denen allein
die deutschen Banken immer noch
toxische Papiere im Wert von 300
bis 600 Milliarden Euro in ihren Bü-
chern stehen hätten. Diese Papiere
müssten zum realistischen Wert,
der nach Ansicht der Linksfraktion
in vielen Fällen bei null liegen
dürfte, aus den Bilanzen ausgeglie-
dert werden. Da das Eigenkapital
der Banken dadurch weitgehend
vernichtet sei, müsse ihnen neues
Eigenkapital zugeführt werden, was
nur der Staat leisten könne. 

Dieser Schritt komme „einer Ver-
staatlichung gleich“, schreibt die

Linksfraktion. Die öffentliche Hand
müsse dann direkten Einfluss auf
die Kreditpolitik der einzelnen Ban-
ken nehmen und dies mit einer
„strikten Regulierung und demokra-
tischen Kontrolle des gesamten
Bankensektors verbinden“. Nur die
öffentliche Hand könne sicherstel-
len, dass die Banken keine übertrie-
benen Renditeziele mehr verfolgen,
sondern ihre Geschäftspolitik am
Gemeinwohl ausrichten würden.
Die Fraktion weist außerdem darauf
hin, dass die Kreditklemme nach
einer Umfrage des Kreditversiche-
rers Euler bei 40 Prozent aller Insol-
venzen in der ersten Jahreshälfte
die „zentrale Ursache“ gewesen sei.
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Was bringt die Schulstruktur  -
 reform in Neukölln?
In Berlin gibt es viele 
verschiedene Schulfor-
men, also auch in unseren
Bezirk Neukölln.

Fast alle Schüler absolvieren
die sechsjährige Grundschule.
Dann beginnt spätestens die

Teilung auf die verschiedenen
Schulformen.

Hauptschule , Realschule, Gym-
nasium und die Gesamtschule stan-
den für die Schüler und ihre Eltern
bisher zur Auswahl. Ab dem nächs-
ten Schuljahr wird alles anders. Die
Haupt – und Realschulen werden zu
integrierten Sekundarschulen zu-
sammengelegt  und die Gesamt-
schulen werden ebenfalls in
integrierte Sekundarschulen umge-
wandelt. Ebenfalls geht die neue
Schulform Gemeinschaftsschule an
den Start, nur an den Gymnasien
ändert sich nichts.

Was ist eine integrierte
Sekundarschule?

Sie soll eine Schule für alle sein.
Sie baut auf den Erfahrungen der
Gesamtschule in Berlin auf. Auf
diesen Schulen sollen alle Schul-
abschlüsse bis hin zum Abitur
nach 13 Jahren möglich sein. Sie
sollen eine eigene Oberstufe
haben oder eine verbindliche Ko-
operation mit einer Schule, die
eine eigene Oberstufe hat, einge-
hen. In den Sekundarschulen wer-
den die Schüler leistungs dif-
fe ren ziert unterrichtet. Wie dies
geschieht soll die Schule selbst-
ständig entscheiden. Die Klassen-

größe soll 25 Schüler nicht über-
steigen. Abschläge für Klassengrö-
ßen bei  Schulen in sozialen
Brennpunkten soll es geben.

Was ist eine Gemein-
schaftsschule?

In dieser Schulform sollen alle
Schüler von der ersten bis zur 10.
Klasse gemeinsam unterrichtet wer-
fen. Die Fähigkeiten und Fertigkei-
ten aller Schüler sollen durch
individuelle Förderung besser ent-
wickelt werden. Für alle soll durch
selbstständiges Lernen und die Un-
terstützung individueller Lernwege
eine höhere Leitungsentwicklung
ermöglicht werden. Die Schule soll

sich als demokratischer Lern- und
Lebensraum entwickeln. Alle an der
Schule beteiligten sollen eng zu-
sammenarbeiten. Auch die Gemein-
schaftsschule solle eine eigene
Oberstufe haben oder eine Koope-
ration mit einer Schule eingehen,
die eine Oberstufe hat, so dass  das
Abitur nach 12 oder 13 Schuljahren
abgelegt werden kann.

Die Auswirkungen für
Neukölln

Die Franz-Schubert-Grundschule,
die Rütli-Hauptschule und die Hein-
rich-Heine-Realschule werden zu
einer Gemeinschaftsschule zusam-
mengelegt.

Die Fritz-Karsen-Gesamtschule
und die Walter-Gropius-Gesamt-
schule werden in Gemeinschafts-
schulen umgewandelt.

Die Alfred-Nobel-Realschule und
die Anna-Siemsen-Hauptschule
werden zu einer Sekundarschule zu-
sammengelegt. Ebenfalls werden
die Kurt-Löwenstein-Hauptschule
und die Röntgen-Realschule zu
einer Sekundarschule zusammen-
gelegt. Desgleichen die Thomas-
Morus-Hauptschule und die Zuck-
mayer-Realschule.

Die Umwandlung beginnt mit
dem nächsten Schuljahr.

Michael Anker

Informationsangebot
� Ich möchte Informationsmaterial bekommen.

� Ich möchte zu Veranstaltungen eingeladen werden.

� Ich möchte Mitglied der Partei DIE LINKE werden.

Name: ............................................................................

Anschrift: ......................................................................

E-Mail: ..........................................  Telefon:..................

mach mit !
Egal, ob Du Parteimitglied bist oder nicht:
Sei linksaktiv und du kannst sofort anfangen.

Nimm Kontakt zu uns auf:

Ruben Lehnert, Sprecher DIE LINKE.Neukölln, 0176 296 492 75,
ruben.lehnert@die-linke-neukoelln.de

Irmgard Wurdack, Sprecherin DIE LINKE.Neukölln, 0178 851 28 71
irmgard.wurdack@die-linke-neukoelln.de

Oder den Coupon ausfüllen, abtrennen und an folgende Adresse schicken:

DIE LINKE.Neukölln, Richardplatz 16,12055 Berlin, Fax: 030/6135919

Gemeinsam länger lernen, wie hier an der Fritz-Karsen-Gesamtschule in Britz. Sie soll mit der Schulstrukturreform
in eine Gemeinschaftsschule umgewandelt werden.
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Luxuswohnungen im Schatten
des Tempelhofer Radarturmes?
Bericht vom Hearing zum Tempelhofer Feld

Am 3. November fand im
Böhmischen Dorf ein 
Hearing der Neuköllner
BVV-Frakton der LINKEN
zur Nachnutzung des 
Tempelhofer Feldes statt. 

Eingeladen waren aus der
Linksfraktion des Berliner Ab-
geordnetenhauses Jutta Ma-

tuschek (Verkehrs- und haushalts -
politische Sprecherin) und Thomas
Flierl (Vorsitzender des Stadtpla-
nungsausschusses), insbesondere
aber Vertreter des Wissenschafts-
standortes Adlershof, deren Ent-
wicklungsgesellschaft auch Tempel-
hof entwickeln soll. Sie galt es zu
befragen. Von bezirklicher Seite
saßen außerdem Marlis Fuhrmann
für die Neuköllner LINKE und Tho-
mas Hinrichsen für die Interessen-
gemeinschaft „Bunter Hund“ auf

dem Podium. Im Namen der BVV-
Fraktion moderierte Heinz Schu-
gowski.

Nach den üblichen Vorreden be-
richtete Jutta Matuschek über die
Vorgeschichte zur Stilllegung des
Flughafens und die kontroversen
Vorstellungen bezüglich Vermark-
tung und gemeinwohlorientierter
Nutzung innerhalb von Senat und
Fraktion. Der Geschäftsführer der
Entwicklungsgesellschaft führte
dann in den Planungsprozess für
das ehemalige Flughafengelände

ein. Unter anderem erfuhr man von
einer Aussetzung der Flächennut-
zungsplanänderung, was sogar für
den Vertreter des Stadtplanungs-
ausschusses neu war. Marlis Fuhr-
mann thematisierte die Ansprüche
der Neuköllner Anwohner an die
Fläche und setzte sich mit der Idee
einer Gartenbauausstellung ausein -
ander. Der Vertreter des „Bunten
Hundes“ forderte ein großes Hunde-
auslaufgebiet.

Während die Abgeordneten und
die Adlershofer ausfürlich auf eine
künftige Nutzung des Flughafenge-
bäudes eingingen, interessierte sich
das Neuköllner Publikum stärker für
die anschließenden Quartiere auf
ihrer Seite. So wurde ein Umzug der
neuen Landesbibliothek in das alte
Gebäude oder in einen Neubau vor-
wiegend auf dem Podium diskutiert.
Wichtig für die Neuköllner war da-
gegen, ob eine Bebauung an der

Oderstraße überhaupt notwendig
sei. Im Schillerkiez befürchten viele
Anwohner, daß eine Luxusbebau-
ung auf dem ehemaligen Sportpark
entlang der Oderstraße zu heftigen
Mietsteigerungen und einer Ver-
drängung der angestammten Bevöl-
kerung führen könnte.

Die in ihrem Bestand bedrohten
Kreuzberger Kleingärtner an der
Golßener Straße (neben dem TIB)
erkundigten sich nach dem Pla-
nungsstand des Wohnquartiers am
Columbiadamm. Kritisch wurde an-

gemerkt, dass es für diesen sehr
umstrittenen Teilbereich bereits
einen Architektenwettbewerb gege-
ben hätte.

Am Rande der Debatte über-
raschte die Auskunft der Adlersho-
fer Entwicklungsgesellschaft, dass
der Radarturm am Columbiadamm
auch künftig in Betrieb bleiben wird.
Dazu werden der Turm selbst sowie
ein eingezäuntes Teilgrundstück zur
Unterbringung der Bedienungs-
mannschaft der Bundeswehr im
Bundesbesitz verbleiben. Allerdings
erscheint es schwer vorstellbar, im
Schatten des Radarturmes Woh-
nungen des „gehobenen Bedarfs“
zu vermarkten. Weder vergessen
noch erledigt ist der Streit um die
Entschädigung von durch Radaran-
lagen stark belasteten Bundeswehr-
soldaten.

Gegen Ende wurde auf die Ent-
wicklungskosten des gesamten Are-

als eingegangen. Obwohl der Kauf
des Bundesanteiles 28 Millionen
Euro betragen hatte, wollte der Ver-
treter der Entwicklungsgesellschaft
„mit einer schwarzen Null“ abschlie-
ßen. Das dürfte nicht ohne die Ver-
marktung größerer Flächen möglich
sein – wahrscheinlich eine der künf-
tigen Aufgaben dieser Gesellschaft.

Positiv ist anzumerken, dass das
Tempelhofer Feld künftig für Sport-
und Freizeitnutzung teilweise geöff-
net wird. Eine Gartenbauaustellung
sichert hoffentlich große Flächenan-
teile für die Bewohner der angren-
zenden Bezirke und darüber hinaus.
Wichtig ist, daß kein eingezäunter
Park entsteht, dessen Eintritt sich
die Neuköllner nicht leisten können. 

Ziel der Neuköllner LINKEN ist
deshalb ein großer öffentlicher Park
für alle.

Thomas Licher

Schöner Wohnen unterm Radarturm. So sieht die Senatsverwaltung für
Stadtentwicklung die Zukunft des Tempelhofer Feldes. 

IGAInternationale Gartenbauausstellung

IBA Internationale Bauausstellung

Chance oder problematische 
Entwicklung?
Gerade ist die erste
Entscheidung gefallen –
2017 wird eine IGA im
Nordbereich des 
Tempelhofer Feldes
stattfinden. 

Schnell hat die Senatsver-
waltung für Stadtentwick-
lung einen Übersichtsplan

veröffentlicht. Demnach reicht
das künftige Ausstellungsge-
lände vom Columbiadamm bis
zur nördlichen Startbahn. Dort
sind auch weiterhin zwei Baufel-
der vorgesehen und nicht nur
Grün. Eigene „Quartierparks“
würden sich auf die projektierte
Bebauung beziehen. IGA bedeu-
tet auch: da steht ein Zaun wäh-
rend der Bauzeit, der Aus-
stellung und üblicherweise
bleibt er danach.

Aber das will DIE LINKE nicht.
Stattdessen soll die (von Berlin
finanzierte) IGA den Neuköllner
Sport- und Spielpark wieder auf-
bauen, verschiedenste Nutzer
und Nutzungen unentgeltlich zu-
lassen, ebenso die Blumenrabat-
ten in der Hasenheide be-
pflanzen und Konzerte auf der
Freilichtbühne organisieren …

Was die IBA angeht –  auch
für sie gäbe es kommunale Bau-
aufgaben. Im Flughafengebäude
ließe sich eine Bibliothek samt
ihren Magazinen und ein Me-
dienzentrum unterbringen. Au-
ßerdem brauchen wir zu
Ganztagsschulen und Kiezzen-
tren ausgebaute Schulstand-
orte.

Marlis Fuhrmann

Z
ei

ch
nu

ng
: S

en
at

sv
er

w
al

tu
ng

 fü
r 

S
ta

dt
en

tw
ic

kl
un

g


